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Der Auslandschweizer-Artikel in der Bundesverfassung

In der Volksabstimmung vom 16. Oktober 1966 über
die Ergänzung der Bundesverfassung wurde bekanntlich

mit 491'220 gegen 230'483 Stimmen und von
allen Ständen folgender Artikel 45bis in die
Bundesverfassung aufgenommen:

"Der Bund ist befugt, die Beziehungen der
Auslandschweizer unter sich und zur Heimat zu fördern
sowie den Institutionen beizustehen, welche diesem
Ziel dienen.
Er kann in Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse

der Auslandschweizer die zur Regelung ihrer
Rechte und Pflichten erforderlichen Bestimmungen
erlassen, namentlich über die Ausübung politischer
Rechte (siehe Seite 20 - Teilnahme an eidgenössischen

Wahlen und Abstimmungen), die Erfüllung der
Wehrpflicht und die Unterstützung. Vor dem Erlass
dieser Bestimmungen sind die Kantone anzuhören."
Dieser Verfassungsartikel bedeutet eine politische
Proklamation zugunsten der Auslandschweizer. Damit
wird die Existenz der Auslandschweizer in der
Verfassung anerkannt. Der Bund ist auch befugt,
nötigenfalls in Abweichung geltender Bestimmungen
Gesetze zu erlassen. Diese sollen die besonderen
Verhältnisse der Auslandschweizer, die sich von
jenen der Inlandschweizer grundlegend unterscheiden,

berücksichtigen sowie ihre Beziehungen zur
Heimat enger gestalten.
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